
Regierungswechsel in Sabah  Malaysischer UN-Soldat getötet
Knapp einen Monat nach 
der Wahl seiner Partei, Parti 
Bersatu Sabah (PBS), zur 
stärksten Fraktion im Lan­
desparlament des Bundes­
staates Sabah (vgl. SOAI 1/94,
S. 45) gab Ministerpräsident 
Joseph Pairin, am 17. März 
bekannt, daß er keine Mehr­
heit mehr im Parlament habe 
und deshalb zurücktrete. Dies 
war Folge einer gezielten und 
erfolgreichen Abwerbung von 
Parlamentsmitgliedern der 
PBS durch die Barisan Na- 
sional (BN = Nationale Front). 
Unter ihnen war Parins Bruder, 
Jeffrey Kitingan, und promi­
nente PBS-Führer wie 
Bernard Dompok und Joseph 
Kurup.
Tan Sri Sakaran Dandai von 
der UMNO Baru, der führen­
den malayischen Partei in der 
Regierungskoalition BN auf 
Bundesebene, wurde zum Mi­
nisterpräsidenten ernannt. Er 
kündigte einen _ sofortigen 
Stopp und die Überprüfung 
aller Projekte und Überwei­
sungen sowie die Beendigung 
von Verträgen und Ernen­
nungen durch die PBS-Re- 
gierung seit der Wahl an. 
Gleichzeitig gab der Premier­
minister der Bundesregierung, 
Mahathir Mohamad, bekannt, 
er werde in nächster Zukunft 
Gelder für die Entwicklung 
Sabahs bereitstellen. "Das 
zeigt, daß wir es ernst mit der 
Erfüllung unserer Wahlver­
sprechungen meinen." Es 
zeigt auch, wie schwer die 
Fehde der Bundesregierung 
gegen die PBS-Landesregie- 
rung gewesen war, nach 
Beobachtern die längste Feh­

de in der gegenwärtigen 
Geschichte Malaysias.
Die Niederlage von Pairins 
PBS nach fast 10 Jahren an 
der Regierung ist nach Ansicht 
vieler Beobachter ein zyni­
scher Mißbrauch des demo­
kratischen System durch die 
BN mit ihrer extravaganten 
"Geldpolitik". "Das Geld ist nun 
der Souverän, nicht die Wün­
sche der Bevölkerung", stellte 
ein Kommentator fest. "Nach 
dem knappen Sieg waren wir 
untereinander habgierig, miß­
trauisch und neidisch, und das 
brach uns das Genick", erläu­
tert ein PBS-Funktionär. 
Schätzungen über die Flöhe 
der Summen, die von der BN 
an PBS-"Verräter" gezahlt 
worden sein sollen, reichen 
von M$ 3 Mio. bis 20 Mio. für 
jeden.
Seit dem Austritt wurden 
eine Reihe von neuen Parteien 
gegründet, in denen die Ab­
trünnigen sich als die Partei 
der Kadazan darstellen wollen. 
Dies wurde besonders offen­
sichtlich, nachdem Mahathir 
angekündigt hatte, daß in 
Sabah der Posten des Mini­
sterpräsident in der Parteien­
koalition (BN) im Rotations­
verfahren nach den ethnischen 
Parteien wechseln würde. Jef­
frey Kitingan hatte zwei Ver­
suche der Parteigründung un­
ternommen, bevor er schließ­
lich der PDSB beitrat. Joseph 
Kurup gründete die Parti Ber­
satu Rakyat Sabah (PBRS) 
und Bernhard Dompok die 
Parti Demokrasi Sabah (PDS). 
Alle drei Parteien sind natür­
lich der BN beigetreten.

Quelle: FEER 31.3.94, div. NST

Am 20. April wurde Major 
Ramli Shaari, der im malaysi­
schen Kontingent der Verein­
ten Nationen (UN) diente, 
beim Einsatz in Kroatien durch 
eine Landmine getötet. Das ist 
der zweite malaysische Soldat, 
der bei UN-Einsätzen umge­
kommen ist. Der einfache 
Soldat Mat Aznan Awang war 
im Oktober letzten Jahres in 
Mogadischu getötet worden.
Shaaris Tod nährte zusätz­
lich die wachsende Betrof­
fenheit in Malaysia über die 
Politik der UN, die als uneffek­
tiv bis diskriminierend gegen­
über den bosnischen Muslims 
angesehen wird. Aber es gibt 
keinerlei Pläne, die malaysi­
schen Truppen abzuziehen. 
Shaari wurde mit allen militä­
rischen Ehren beigesetzt.
Malaysia betreibt eine große 
Kampagne für die Aufhebung 
des Waffenembargos gegen 
Bosnien-Herzegowina. Dar- 
überhinaus trifft eine wach­
sende Koalition von Regie­
rungs- und Oppositionspar­
teien und Gruppen zusammen 
mit Individuen, für die Aus­
wechselung des UN-Gene- 
ralsekretärs Boutros-Ghali
durch eine "weniger durch die 
Supermächte beeinflußte" 
Person ein. Regierung und 
Opposition sind sich in der 
Verdammung der Vereinten 
Nationen bei der Behandlung 
der Krise in Bosnien-Herze­
gowina einig.
In einer Erklärung des Au­
ßenministeriums zum Todes­
tag von Shaari wurde festge­
stellt, daß "die Durchsetzung 
eines Waffenembargos gegen 
Bosnien-Herzegowina ein

deutliches Anzeichen für die 
Konfusion und die Krise in­
nerhalb der UN ist". Boutros- 
Ghali könne nicht länger sein 
"seltsames Spiel" verbergen 
und seine Allianz mit den Ag­
gressoren sei nun allgemein 
bekannt. Das Außenministe­
rium forderte die Aufhebung 
des Waffenembargos und ge­
meinsame Aktionen gegen 
diejenigen, die wehrlose Bos­
nier töteten.
Andere Gruppen fordern, 
daß Malaysia voran gehen 
sollte, sich für mehr Waffen 
und Soldaten einzusetzen, um 
den Bosniern zu helfen, ihr 
souveränes Land zu verteidi­
gen. Die Jugendorganisation 
der malayischen Regie­
rungspartei, UMNO Baru, 
verurteilt besonders lautstark 
die Doppelmoral der UN und 
die Heuchelei der westlichen 
Mächte in bezug auf Bosnien, 
Auffassungen die von Führern 
und Sprechern der Parti Islam 
ebenfalls geäußert werden.
Nichtregierungsorganisation 

en haben eine gemeinsame 
Front "Barisan Bertindak Bos- 
nia" (BBB) gegründet, um Ak­
tivitäten "für eine gerechte 
Lösung für Bosnien" auf in­
ternationaler Ebene zu koor­
dinieren. Die wesentlichen re­
ligiösen, Menschenrechts-, 
Umwelt-, sozialen und politi­
schen Organisationen haben 
sich zusammengetan, um 
Druck auf die UN auszuüben, 
den Massenmord in Bosnien 
zu beenden.
vgl. NST23.4.94; div. Ausgaben Ha- 

rakah

Überprüfung der Arbeitsgesetzgebung

Der Arbeitsminister (Minister 
of Human Resources), Datuk 
Um Ah Lek, kündigte eine 
Ergänzung des Arbeitsgeset­
zes (Industrial Relations Act) 
an, wonach Gewerkschaften, 
die eine einfache Mehrheit der 
Beschäftigten eines Betriebes 
für ihre Gründung gewinnen, 
automatisch anerkannt wer­
den. Zur Zeit können die Ar­
beitgeber solch eine Aner­
kennung hinauszögem, in ei- 

nem Fall bis zu 17 Jahre.
Gleichzeitig wurde bekannt 
gegeben, daß ein Dreipar- 
teien-Ausschuß eingesetzt 
êrden solle, um alle Ar­
beitsgesetze zu überprüfen.

Allerdings hat der größte ma­
laysische Gewerkschafts­
dachverband, Malaysian Trade 
Union Congress (MTUC), das 
Treffen boykottiert, auf dem 
dies mitgeteilt wurde, weil der 
Minister eine automatische 
Einbeziehung des MTUC in 
diesen Ausschuß verweigert. 
Er besteht darauf, es sei in 
seinem Ermessen, jemanden 
zum Arbeitervertreter zu er­
nennen. Der MTUC wurde 
bisher in mehrere einschlägige 
Regierungsausschüssen nicht 
miteinbezogen, so etwa nicht 
in den für die Sozialversiche­
rungen.
Lim hatte auch Meinungs­

verschiedenheiten über den 
umstrittenen Vorschlag einer 
"Sozialklausel" im Rahmen der 
Welthandelsorganisation 
(WTO), die zum Abschluß des 
Allgemeinen Zoll- und Han­
delsabkommens (GATT) ge­
gründet wurde. Der General­
sekretär der MTUC, G. Ra- 
jasekaran, hat erklärt, daß sein 
Verband eine solche Klausel 
unterstützen würde, denn sie 
würde den Arbeitern in Ent­
wicklungsländern nützen und 
dazu beitragen bestehende 
Ungerechtigkeiten zu beseiti­
gen. Jedoch sieht die malay­
sische Regierung, im Konsens 
mit den anderen Regierungen 
der ASEAN-Staaten, in der 
Sozialklausel einen bösartigen

und unfairen Versuch der 
niedergehenden westlichen 
Wirtschaften, "den kompara­
tiven und Wettbewerbsvorteil 
von Entwicklungsländern zu 
unterlaufen".
Die Initiativen des Arbeits­
ministers in bezug auf die Ar- 
beits- und Gewerkschaftsge­
setzgebung werden von Be­
obachtern als Versuch ge­
deutet, Kritiken auf dem kom­
menden Treffen der Interna­
tionalen Arbeitsorganisation 
(ILO) in Genf zuvorzukommen. 
Malaysia wird schon lange 
wegen seiner Politik der Zu­
lassung von Gewerkschaften, 
insbesondere im Elektronik­
bereich, kritisiert.

vgl. Star 21.4.94; ST23.4., 21.5.94
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Razzia unter philippinischen 
Hausangestellten
Die Polizeirazzia bei rund 
1500 weiblichen philippini­
schen Hausangestellten im 
April in Kuala Lumpur macht 
wieder einmal deren ungesi­
cherte Position gegen Über­
griffe durch Agenten, Arbeit­
geber und die Regierung 
deutlich. Sie führte auch zu 
einem scharfen diplomati­
schen Notenwechsel zwischen 
der malaysischen und philip­
pinischen Regierung.
Die Razzia, die vor allem an 
einem Sonntag vor den Kir­
chen stattfand, wurde von der 
Polizei mit der Suche nach 
Kriminellen und Prostituierten 
gerechtfertigt. Allerdings wur­
den nur 32 für Verhöre länger 
festgehalten, von denen die 
meisten am nächsten Tag 
entlassen wurden.
Gegenüber der Presse er­

zählten einige der Hausange­
stellten, wie sie übers Ohr

Schindlers Liste
Die Bekanntgabe, daß Ma­
laysia den Film "Schindlers 
Liste" verbieten würde, wurde 
innerhalb wie außerhalb des 
Landes mit solcher Bestürzung 
aufgenommen, daß eine pein­
liche Rücknahme des Verbots 
kurze Zeit später am 30. März 
erfolgte. Das Verbot war ur­
sprünglich von der malaysi­
schen Filmzensurbehörde 
ausgesprochen worden, die 
"jüdische Propaganda" als 
Grund angab, eine Begrün­
dung, die von Premierminister 
Mahathir Mohamad unterstützt 
wurde, der allerdings auf 
Nachfrage zugab, den Film 
nicht gesehen zu haben. Ma­
laysia habe schließlich ein 
Recht, so Mahathir, Filme zu

Der Verlust von M$ 15 Mrd. 
der malaysischen National­
bank, Bank Negara, bei Ge­
schäften auf dem Devisen­
markt hat zur "vorgezogenen 
Pensionierung" ihres Vor­
standsvorsitzenden, Jaffar 
Hussein, geführt. Die Opposi­
tionsparteien sehen in diesen 
Geschäften "den größten Fi­
nanzskandal in der malaysi­
schen Geschichte".
Die Bank Negara hat zuge­

geben, daß die Verluste prak-

gehauen wurden. In der An­
nahme, eine gute Beschäfti­
gung in Malaysia zu erhalten, 
hatten viele gegenüber Ver­
mittlungsagenturen Blanko­
unterschriften geleistet - ihnen 
wurde versichert, daß sei so 
üblich - , nur um nach der An­
kunft festzustellen, daß ihre 
Bezahlung für die ersten 5 
Monate um einen bestimmten 
Betrag "für Auslagen" gekürzt 
werden z.B. von M$ 500 auf 
400. Nach Untersuchungen 
der in Malaysia lebenden Fili— 
pina Caridad Tharan über 
philippinische Hausangestellte 
gibt es noch viele weitere 
Möglichkeiten des Mißbrauchs 
durch die Arbeitgeber.
Anita Dongat, eine philippi­
nische Hausangestellte, stellte 
fest: Malaysia solle sich dar­
über im klaren sein, "daß wir 
Teil der Vision 2020 sind. 
Ohne uns könnten unsere

verbieten.
Nach der Zeitung "Sun" 
zeigt die Art, wie die Behörde 
die ganze Sache behandelt 
hat, wie weit sie von der heu­
tigen malaysischen Gesell­
schaft entfernt ist. Mit der 
Bekanntgabe der Rücknahme 
des Verbotes sagte der stell­
vertretende Premierminister, 
Anwar Ibrahim, "die Ent­
scheidung steht in einer Linie 
unserer Opposition gegen alle 
Formen der Unterdrückung, 
Tyrannei und Greueltaten. (...) 
Allgemeine Menschlichkeit 
fordert unsere Sympathie für 
die Opfer, unabhängig von 
Rasse, Nationalität oder Reli­
gion." Er betonte allerdings 
auch, daß der Film noch den

tisch zur Zahlungsunfähigkeit 
geführt hätten, wenn nicht die 
Regierung sie unterstützt hät­
te. Premierminister Mahathir 
und sein Kabinett halten es le­
diglich für eine "unglückliche 
Episode", die nun zu Ende sei. 
Die Bank ist seit langem be­
kannt für abenteuerliche Vor­
stöße auf internationalen Fi­
nanzmärkten, die Ende 1992 
scheiterten, als die Bank große 
Mengen Pfund Sterling und 
Deutsche Mark aufkaufte.

Arbeitgeber nicht so viel ar­
beiten. Wir leisten einen Bei­
trag für die malaysischen Fa­
milien."

Die Polizeirazzia habe in 
keiner Weise dazu beigetra­
gen, Vertrauen zu schaffen, im 
Gegenteil, so wird aus einer 
Bittschrift von Vertreterinnen 
der Hausangestellten an das 
Innenministerium deutlich, ha­
be die Razzia Angst und Ver­
wirrung gestiftet. In der Öf­
fentlichkeit wird gefragt, war­
um ausgerechnet an einem 
Sonntag eine solche Operation 
durchgeführt wurde? Denn die 
Kirche ist ein wichtiger Treff­
punkt und soziales Zentrum für 
Hausangestellte, von denen 
viele sonst isoliert leben. "Wir 
beraten sie, übernehmen den 
Rechtsbeistand und stellen 
Kontakt zur philippinischen 
Botschaft her", sagte Atilio 
Alicia, Dozent an der Univer- 
sity of Malaya und Mitglied der 
katholischen St.-Francis-Xa- 
vier-Gemeinde.

normalen Richtlinien unter­
worfen würde, was manche 
Beobachter so interpretieren, 
daß einige Nackt- und Ge­
waltszenen herausgeschnitten 
würden.
Der Regisseur des Films, 
Steven Spielberg, und die 
Verleihfirma, UPI, bestanden 
darauf, daß der Film entweder 
ungeschnitten oder überhaupt 
nicht gezeigt werden dürfte. 
Nach der Bekanntgabe des 
Verbotes hat es vor allem in 
der jüdischen Gemeinschaft in 
den Vereinigten Staaten ver­
breiteten Ärger und Mißbilli­
gung gegeben, was malaysi­
sche Diplomaten sehr in Ver­
legenheit brachte. Selbst 
Mahathir mußte seine Position 
zurücknehmen.

Die Opposition fordert von 
der Regierung, die Verant­
wortung, zu übernehmen und 
eine Übersicht über alle 
Transaktionen, Verluste und 
die Verantwortlichen zu ver­
öffentlichen, was vermutlich 
nicht geschehen wird. Maha­
thir stellte fest, daß die Verlu­
ste keinerlei Auswirkungen auf 
die malaysische Wirtschaft 
hatten.
vgl. Financial Times 5.4.94; div. Aus

gaben von NST

Trotz Verbesserung der 
Lage des Hauspersonals seit 
der gesetzlich vorgeschrie­
benen Registrierung von Ver­
mittlungsagenturen in mancher 
Hinsicht, werde ihnen weiter­
hin die Reisedokumente vor­
enthalten und seien sie ihrem 
Arbeitgeber nach wie vor 
weitgehend ausgeliefert.

vgl. Star 10.4.94
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